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Geschäftsführer

GmbH: BFH lockert Voraussetzung für 
inkongruente Gewinnausschüttungen

Gesellschafter einer GmbH nehmen an 
den Gewinnausschüttungen grundsätzlich 
im Verhältnis ihres Anteils am Stammka-
pital teil. Doch dies ist nicht immer ge-
wünscht, das heißt, zuweilen bietet es sich 
an, einem Gesellschafter einen geringeren 
Betrag auszuschütten als es seinem An-
teil am Stammkapital entsprechen würde, 
während die übrigen Gesellschafter ihren 
„normalen“ Anteil erhalten. Dies wird als 
inkongruente oder disquotale Gewinnaus-
schüttung bezeichnet.

Bundesfinanzhof und Finanzverwaltung 
akzeptieren diese Art von Gewinnaus-
schüttungen, allerdings fordert die Finanz-
verwaltung für eine steuerliche Anerken-
nung, dass eine vom Anteil am Grund- oder 
Stammkapital abweichende Gewinnvertei-
lung zivilrechtlich wirksam bestimmt ist. 
Dies sei bei der GmbH der Fall, wenn der 
Gesellschaftsvertrag einen anderen Maß-
stab der Verteilung als das Verhältnis der 
Geschäftsanteile erlaubt. Oder: Die Sat-
zung enthält anstelle eines konkreten Ver-

teilungsmaßstabs eine Klausel, nach der 
alljährlich mit Zustimmung der beeinträch-
tigten Gesellschafter oder einstimmig über 
eine von der satzungsmäßigen Regelung 
abweichende Gewinnverteilung beschlos-
sen werden kann, und der Beschluss ist 
mit der in der Satzung bestimmten Mehr-
heit gefasst worden.

Jüngst hat der BFH geurteilt, dass auch 
ein punktuell satzungsdurchbrechender 
Beschluss über eine inkongruente Vora-
bausschüttung, der von der Gesellschaf-
terversammlung einstimmig gefasst wor-
den ist und von keinem Gesellschafter 
angefochten werden kann, als zivilrechtlich 
wirksamer Ausschüttungsbeschluss an-
zuerkennen ist (BFH-Urteil vom 28.9.2022, 
VIII R 20/20). Es ging um folgenden Sach-
verhalt: Der Kläger war in den Streitjahren 
zu 50 Prozent an einer GmbH 1 beteiligt. 
Weiterer Gesellschafter war eine GmbH 
2, deren alleiniger Gesellschafter der Klä-
ger war. Die Gesellschafter der GmbH 1 
fassten in den Streitjahren jeweils ein-
stimmig Vorabausschüttungsbeschlüsse, 
mit denen die Vorabgewinne nur an die 
GmbH 2 verteilt wurden. Der Gesellschafts-
vertrag der GmbH 1 enthielt keine Rege-
lungen zur Gewinnverteilung. Gewinne 
waren daher entsprechend der Beteili-
gungsverhältnisse zu verteilen (§ 29 Abs. 3  
Satz 1 GmbHG). Das Finanzamt sah die Aus-

schüttungsbeschlüsse wegen der inkon-
gruenten Verteilung der Vorabgewinne als 
zivilrechtlich nichtig an und versteuerte 
die hälftigen Ausschüttungsbeträge beim 
Kläger als verdeckte Gewinnausschüttun-
gen.

Das Finanzgericht und nun auch der BFH 
sehen die Sache anders. Die einstimmig 
gefassten Ausschüttungsbeschlüsse sei-
en als zivilrechtlich wirksame Gewinnver-
wendungs- und -verteilungsbeschlüsse 
der Besteuerung zugrunde zu legen. Es 
lägen daher nur offene Gewinnausschüt-
tungen der GmbH 1 an die GmbH 2 und 
keine Ausschüttungen an den Kläger vor. 
Eine Zurechnung der hälftigen Ausschüt-
tungsbeträge beim Kläger aufgrund eines 
Gestaltungsmissbrauchs komme nicht in 
Betracht. Zivilrechtlich wirksam beschlos-
sene inkongruente Ausschüttungen seien 
steuerlich anzuerkennen. 

 Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Lohnsteuer: Merkblatt der Finanzver-
waltung zur Steuerklassenwahl

Ehegatten können für den Lohnsteuerab-
zug grundsätzlich wählen, ob sie beide in 
die Steuerklasse IV eingeordnet werden 
wollen oder ob einer von ihnen (der Hö-
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herverdienende) nach Steuerklasse III und 
der andere nach Steuerklasse V besteuert 
werden will. Die Steuerklassenkombinati-
on III/V ist so gestaltet, dass die Summe 
der Steuerabzugsbeträge beider Ehegatten 
in etwa der zu erwartenden Jahressteuer 
entspricht, wenn der in Steuerklasse III 
eingestufte Ehegatte ca. 60 Prozent und 
der in Steuerklasse V eingestufte ca. 40 
Prozent des gemeinsamen Arbeitseinkom-
mens erzielt. 

Bei abweichenden Verhältnissen des ge-
meinsamen Arbeitseinkommens kann es 
aufgrund des verhältnismäßig niedrigen 
Lohnsteuerabzugs zu Steuernachzahlun-
gen kommen. Aus diesem Grund besteht 
bei der Steuerklassenkombination III/V 
generell die Pflicht zur Abgabe einer Ein-
kommensteuererklärung. Zur Vermeidung 
von Steuernachzahlungen bleibt es den 
Ehegatten daher unbenommen, sich trotz-
dem für die Steuerklassenkombination IV/
IV zu entscheiden, wenn sie den höheren 
Steuerabzug bei dem Ehegatten mit der 
Steuerklasse V vermeiden wollen; dann 
entfällt jedoch für den anderen Ehegatten 
die günstigere Steuerklasse III. Zudem be-
steht die Möglichkeit, die Steuerklassen-
kombination IV/IV mit Faktor zu wählen 
(„Faktorverfahren“). Bitte beachten Sie, 
dass das Gesagte gleichermaßen für Le-
benspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes gilt.

Um Verheirateten und Lebenspartnern die 
Steuerklassenwahl zu erleichtern, haben 
das Bundesministerium der Finanzen und 
die Finanzbehörden der Länder ein Merk-
blatt erstellt, das unter folgendem Link ab-
rufbar ist: https://bit.ly/3FNPB5C

Dienstreisen ins Ausland: Neue Reise-
kostensätze ab 1. Januar 2023

Bei einer Auswärtstätigkeit dürfen Arbeit-
nehmer Verpflegungspauschbeträge als 
Werbungskosten geltend machen oder 
vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet be-
kommen. Für Dienstreisen ins Ausland gibt 
es besondere - länderspezifische - Verpfle-
gungssätze. Zudem dürfen - anders als bei 
Dienstreisen im Inland - Übernachtungs-
pauschbeträge durch den Arbeitgeber 
steuerfrei erstattet werden. Auch diese 
gelten länderspezifisch. Üblicherweise 
werden die Pauschbeträge von Jahr zu Jahr 
von der Finanzverwaltung auf ihre Ange-
messenheit hin überprüft und entspre-
chend angepasst. Zuletzt ist dies zum 1. 
Januar 2021 geschehen. Pandemiebedingt 
wurden die Auslandstage- und Auslands-
übernachtungsgelder zum 1. Januar 2022 
allerdings nicht neu festgesetzt. Die seit 

dem 1. Januar 2021 geltenden Beträge be-
hielten ihre Gültigkeit somit auch für das 
Kalenderjahr 2022 (Mitteilung des BMF vom 
27.9.2021). 

Nunmehr hat das BMF für betrieblich und 
beruflich veranlasste Auslandsreisen ab 1. 
Januar 2023 neue Pauschbeträge für Ver-
pflegungsmehraufwendungen und Über-
nachtungskosten bekanntgegeben. Die 
aktuellen Sätze sind unter folgendem Link 
abrufbar: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/
Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/
Steuerarten/Lohnsteuer/2022-11-23-steu-
erliche-behandlung-reisekosten-reisekos-
tenverguetungen-2023.html

Immobilienbesitzer

Entnahme einer Wohnung: Zum Sofort-
abzug von Sanierungsaufwendungen

Wird eine Immobilie aus dem Betriebsver-
mögen entnommen und im Anschluss mo-
dernisiert, so stellt sich die Frage, ob die 
Kosten sofort in voller Höhe oder nur im 
Wege der Absetzung für Abnutzung (AfA) 
abzuziehen sind - vorausgesetzt natür-
lich, dass die Räumlichkeiten weiter der 
Einkünfteerzielung dienen, also nach der 
Entnahme vermietet werden. Der Bundes-
finanzhof hat diesbezüglich entschieden, 
dass die Kosten im Regelfall sofort abzieh-
bar sind, es sei denn, sie nehmen einen 
solchen Umfang ein, dass sie „echte“ Her-
stellungskosten sind, beispielsweise weil 
neuer Wohnraum geschaffen wird oder 
weil es sich um eine Kernsanierung han-
delt. Unerheblich ist aber, ob die Kosten  
15 Prozent des Entnahmewerts überschrei-
ten oder nicht. Diese 15-Prozent-Grenze gilt 
für „anschaffungsnahe Herstellungskos-
ten“, das heißt für Renovierungen, die in-
nerhalb von drei Jahren nach der Anschaf-
fung eines Gebäudes durchgeführt werden 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG). Die Überführung 
eines Wirtschaftsguts vom Betriebsvermö-
gen in das Privatvermögen ist aber keine 
Anschaffung in diesem Sinne - so der BFH 
mit Urteil vom 3.5.2022 (IX R 7/21).
Im Streitfall hatte der Kläger, der Inhaber 
einer Hofstelle war, eine zu seinem land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb gehören-
de Wohnung entnommen. Die Wohnung, 
die in allen Streitjahren vermietet war, sa-
nierte und modernisierte er im Anschluss. 
Das Finanzamt meinte, der Kläger könne 
die hierfür entstandenen Aufwendungen 
nicht sofort als Erhaltungsaufwand ab-
ziehen. Vielmehr lägen anschaffungsnahe 
Herstellungskosten vor, die bei der Ermitt-
lung der Vermietungseinkünfte lediglich 
im Wege der AfA über die Nutzungsdauer 

des Objektes verteilt steuerlich geltend 
gemacht werden könnten. Doch der BFH ist 
dem entgegengetreten.

Eine Entnahme der Wohnung aus dem Be-
triebsvermögen sei keine Anschaffung i.S. 
des § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG.
Es fehle sowohl an der für eine entspre-
chende Anschaffung notwendigen Ge-
genleistung als auch an einem Rechtsträ-
gerwechsel, sofern das Wirtschaftsgut 
in das Privatvermögen desselben Steu-
erpflichtigen überführt werde. § 6 Abs. 1  
Nr. 1a Satz 1 EStG stelle die Überführung ei-
nes Wirtschaftsguts in das Privatvermögen 
des Steuerpflichtigen im Wege der Entnah-
me nicht durch Fiktion einer Anschaffung 
gleich. Da noch zu klären ist, ob die Auf-
wendungen für die Baumaßnahmen mög-
licherweise echte Herstellungskosten i.S. 
des § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB darstellen, die 
ebenfalls lediglich im Wege der AfA zu be-
rücksichtigen wären, hat der BFH die Sache 
an die Vorinstanz zurückverwiesen.

PV-Anlagen: Fragen-Antworten-Katalog 
zum Nullsteuersatz bei der 
Umsatzsteuer

Für die Lieferung einer Photovoltaikanlage 
fällt seit dem 1. Januar 2023 keine Umsatz-
steuer mehr an, wenn diese auf oder in der 
Nähe eines Wohngebäudes installiert wird. 
Es gilt nun ein so genannter Nullsteuersatz. 
Die Regelung gilt für alle Komponenten ei-
ner Photovoltaikanlage, wie zum Beispiel 
Photovoltaikmodule, Wechselrichter oder 
auch Batteriespeicher. Das Bundesfinanz-
ministerium hat einen Fragen-Antworten 
Katalog (FAQs) zur Neuregelung bei der 
Umsatzsteuer veröffentlicht. Sie finden 
diesen unter folgendem Link: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/
Content/DE/FAQ/foerderung-photovol-
taikanlagen.html.
Unter anderem beantwortet das BMF fol-
gende Fragen:
Gilt die Regelung auch für Bestandsanla-
gen? Antwort: Der Nullsteuersatz gilt nur 
für Photovoltaikanlagen, die nach dem 1. 
Januar 2023 geliefert/installiert werden. 
Eine rückwirkende Anwendung auf Be-
standsanlagen ist nicht möglich.

Was ist bei längeren Lieferfristen? Was be-
deutet die Steuersenkung, wenn ich die 
Photovoltaikanlage schon bestellt, aber 
noch nicht erhalten habe? Antwort: Ent-
scheidend ist das Datum, an dem die Pho-
tovoltaikanlage geliefert beziehungsweise 
installiert wird (siehe oben). Liegt dieses 
Datum nach dem 31. Dezember 2022, fällt 
keine Umsatzsteuer an. Allerdings folgt 
hieraus nicht zwangsläufig, dass ein ge-
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ringerer Kaufpreis zu bezahlen ist. Dies ist 
vom Vertrag und den darin mit dem Ver-
käufer im Einzelfall getroffenen Vereinba-
rungen abhängig.

Was ist, wenn ich meine bestehende An-
lage erweitere? Antwort: Erfolgt die Erwei-
terung nach dem 1. Januar 2023, fällt beim 
Kauf der Komponenten einschließlich der 
Installation keine Umsatzsteuer an.

Ist weiterhin eine Anmeldung des Anlagen-
betreibers beim Finanzamt erforderlich? 
Antwort: Mit der Einspeisung von 
Strom ist der Anlagenbetreiber Un-
ternehmer im Sinne des Umsatzsteu-
ergesetzes. Als solcher hat er sich 
 - wie alle anderen Unternehmer auch - 
beim Finanzamt steuerlich anzumelden.

Was ist mit Garantieverträgen oder War-
tungsverträgen? Antwort: Für Garantie- 
und Wartungsverträge gelten weiterhin 19 
Prozent Umsatzsteuer.

Gilt der Nullsteuersatz auch für die An-
mietung von Anlagen und bei Leasing- und 
Mietkaufverträgen? Antwort: Die Anmie-
tung von Photovoltaikanlagen stellt keine 
Lieferung von Photovoltaikanlagen dar 
und unterliegt daher dem Regelsteuersatz. 
Dagegen können  Leasing- oder Mietkauf-
verträge je nach konkreter Ausgestaltung 
umsatzsteuerrechtlich als Lieferung oder 
als sonstige Leistung einzustufen sein. Der 
Nullsteuersatz kann nur auf Lieferungen 
angewandt werden. In allen anderen Fällen 
kommt der Regelsteuersatz zur Anwen-
dung. Maßgeblich für die Abgrenzung sind 
die vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
den Vertragsparteien. Dabei sind Laufzeit, 
Zahlungsbedingungen und mögliche Kom-
binationen mit anderen Leistungselemen-
ten  u.ä.  zu berücksichtigen. Dementspre-
chend liegt beispielsweise eine Lieferung 
vor, wenn ein automatischer Eigentums-
übergang zum Ende der Vertragslaufzeit 
vertraglich vereinbart ist. Räumt der Ver-
trag dem  Leasinggeber oder  Leasingneh-
mer in Bezug auf den Eigentumsübergang 
ein Optionsrecht ein, ist ebenfalls von ei-
ner Lieferung auszugehen, wenn auf Grund 
der objektiv zu beurteilenden Umstände 
des Einzelfalls keine andere Entscheidung 
wirtschaftlich sinnvoll ist, als die Über-
tragung beziehungsweise der Erwerb des 
Eigentums an dem Leasinggegenstand am 
Ende der Vertragslaufzeit.

Mobilheime: Verkauf gilt als privates 
Veräußerungsgeschäft

Kürzlich hat der Bundesfinanzhof ent-
schieden, dass die Veräußerung eines auf 
einem Campingplatz aufgestellten Mobil-
heims als privates Veräußerungsgeschäft 

der Einkommensbesteuerung unterliegen 
kann (BFH-Urteil vom 25.5.2022, IX R 22/21). 
Er hat damit ein Urteil des Niedersächsi-
schen Finanzgerichts aufgehoben, das eine 
andere Auffassung vertreten hatte (Urteil 
vom 28.7.2021, 9 K 234/17).

Der Kläger hatte 2011 ein Mobilheim als 
„gebrauchtes Fahrzeug“ (ohne Grundstück) 
von einer Campingplatzbetreiberin und 
Grundstückseigentümerin erworben und 
anschließend vermietet. Dabei handelte 
es sich um ein Holzhaus mit einer Wohn-
fläche von 60 qm, das auf einer vom Kläger 
gemieteten Parzelle (200 qm) auf einem 
Campingplatz ohne feste Verankerung 
stand. Dort befand sich das Mobilheim 
bereits seit 1997 (erstmalige Aufstellung). 
Der Erwerbsvorgang unterlag der Grun-
derwerbsteuer. Im Jahr 2015 veräußerte 
der Kläger dieses Mobilheim mit Gewinn. 
Das Finanzamt unterwarf den Vorgang der 
Besteuerung als privates Veräußerungsge-
schäft. Und zwar zurecht, wie der BFH nun 
geurteilt hat. 

Zunächst weisen die Richter darauf hin, 
dass es sich bei dem veräußerten Mobil-
heim nicht um ein (bebautes) Grundstück 
handelt, sondern um ein Gebäude auf 
fremdem Grund und Boden. Dessen (iso-
lierte) Veräußerung unterfällt nicht den 
einkommensteuerlichen Bestimmungen 
für die Veräußerung von Immobilien (§ 
23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG). Das heißt, es 
liegt kein Spekulationsgeschäft mit einem 
Grundstück vor. Aber: Nach § 23 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 EStG kann die Veräußerung von an-
deren Wirtschaftsgütern als Immobilien 
steuerpflichtig sein, solange es sich nicht 
um Gegenstände des täglichen Gebrauchs 
handelt. Und unter diese Vorschrift fällt 
der Verkauf des Mobilheims. 

Grundsätzlich greift eine Steuerpflicht bei 
der Veräußerung von anderen Wirtschafts-
gütern nur, wenn der Zeitraum zwischen 
Anschaffung und Veräußerung maximal ein 
Jahr beträgt. Von dem Ein-Jahres-Zeitraum 
wiederum gibt es aber eine wichtige Aus-
nahme: Erzielt der Steuerpflichtige aus der 
Nutzung des Wirtschaftsguts zumindest in 
einem Kalenderjahr Einkünfte, verlängert 
sich die Veräußerungsfrist („Spekulations-
frist“) auf zehn Jahre. So verhielt es sich im 
Streitfall: Da der Kläger das Mobilheim ver-
mietet hatte und zwischen Kauf und Ver-
kauf nicht mehr als zehn Jahre lagen, war 
der Veräußerungsgewinn zu versteuern.

Grunderwerbsteuer: Erwerb eines uner-
schlossenen Gemeindegrundstücks

Für den Erwerb einer Immobilie verlangt 
der Staat Grunderwerbsteuer. Die Höhe 
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der Grunderwerbsteuer bemisst sich zum 
einen nach dem jeweiligen Steuersatz 
und zum anderen nach dem Wert der Ge-
genleistung, üblicherweise also nach dem 
Kaufpreis. Was aber gilt, wenn bestimmte 
Erschließungskosten zwar im Kaufpreis 
enthalten, aber noch nicht realisiert sind? 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
wird die Grunderwerbsteuer auf den ge-
samten Kaufpreis mitsamt der vereinbar-
ten Erschließungskosten fällig, auch wenn 
die Erschließungsleistungen erst noch zu 
erbringen sind (BFH-Urteil vom 23.2.2022, 
II R 9/21). Aber: Anders ist die Rechtslage, 
wenn ein unerschlossenes Grundstück von 
einer Gemeinde erworben wird. Mit Urteil 
vom 28.9.2022 (II R 32/20) hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass bei dem Erwerb 
eines unerschlossenen Grundstücks von 
einer erschließungspflichtigen Gemein-
de die Grunderwerbsteuer regelmäßig 
nur auf den Preis für das unerschlossene 
Grundstück zu zahlen ist. Dies gilt auch 
dann, wenn der Erwerber sich vertraglich 
verpflichtet, für die künftige Erschließung 
einen bestimmten Betrag an die Gemeinde 
zu zahlen.

Die Klägerin erwarb von der erschlie-
ßungspflichtigen Gemeinde einen Mitei-
gentumsanteil an einem unbebauten und 
unerschlossenen Grundstück. In dem Kauf-
vertrag waren Entgelte für das Grundstück 
und für die künftige Erschließung jeweils 
gesondert ausgewiesen. Der BFH hat unter 
Hinweis auf sein Urteil vom 15.3.2001 (II R 
39/99) entschieden, dass ein solcher Ver-
trag regelmäßig in einen privatrechtlichen 
Vertrag über den Erwerb des unerschlos-
senen Grundstücks und einen öffent-
lich-rechtlichen Vertrag über die Ablösung 
des Erschließungsbeitrags aufzuteilen ist. 
Eine solche Ablösungsabrede ist nur öf-
fentlich-rechtlich zulässig; als privatrecht-
liche Vereinbarung wäre sie nichtig. Das 
Vertragswerk ist aber so auszulegen, dass 
es weitestmöglich wirksam bleibt. Insofern 
ergeben sich also Unterschiede zwischen 
dem Erwerb eines noch zu erschließenden 
Grundstücks von der erschließungspflich-
tigen Gemeinde zum Erwerb von einem pri-
vaten Erschließungsträger.

 Kapitalanleger

Investmentfonds: Zulässige Besteue-
rung fiktiver Übergangsgewinne

Die Besteuerung von Anteilen an Inves-
tmentfonds ist zum 1.1.2018 neu geregelt 
worden. Um auf Anlegerebene einen ein-
heitlichen Übergang auf das neue Be-
steuerungsrecht zu schaffen, wurde für 
Investmentanteile, die vor dem 1.1.2018 an-
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geschafft wurden, eine Veräußerungs- und 
Anschaffungsfiktion eingeführt: Alle In-
vestmentanteile, die vor 2018 angeschafft 
wurden, galten zum 31.12.2017 als veräußert 
und zum 1.1.2018 als neu angeschafft. Als 
Veräußerungserlös galt grundsätzlich der 
letzte im Kalenderjahr 2017 festgesetz-
te Rücknahmepreis. Die Veräußerungs-
fiktion führte nicht zu einer sofortigen 
Besteuerung der Veräußerungsgewinne 
oder -verluste. Die Fiktion sorgte lediglich 
dafür, dass die steuerliche Bemessungs-
grundlage einheitlich für alle Anleger zum 
31.12.2017 nach den bis dahin geltenden 
Regeln festgestellt und vermerkt wurde. 
Zu versteuern ist der Gewinn oder Verlust 
erst in dem Jahr, in dem der Alt-Anteil tat-
sächlich veräußert wird. Das Prinzip der 
„fiktiven Veräußerung“ kann allerdings zu 
ungerechten Ergebnissen führen. 

Ein etwas vereinfachtes Beispiel: Ein Anle-
ger hat einen Anteil im Jahr 2015 für 100 er-
worben; dieser Anteil notierte am 31.12.2017 
bei 150. Der fiktive Veräußerungsgewinn 
betrug 50. Der Anteil wird in 2022 für 80 
veräußert. Tatsächlich hat der Anleger 
also einen Verlust aus der Anlage von 80 
./. 100 = 20 erzielt. Aber: Seit dem 1.1.2018 
greift die so genannte Teilfreistellung für 
Gewinne und Verluste: Die Teilfreistellung 
bzw. der steuerfreie Anteil richtet sich 
nach der Art des Fonds: Bei Aktienfonds 
bleiben für Privatanleger 30 Prozent steu-
erfrei. Auch von Verlusten werden diese  
30 Prozent abgezogen. Für das Beispiel 
bedeutet dies: Auf der einen Seite steht 
zunächst der fiktive Veräußerungsgewinn 
von 50; für diesen „Altgewinn“ gibt es kei-
ne Teilfreistellung. Auf der anderen Seite 
steht der Veräußerungsverlust aus der tat-
sächlichen Veräußerung. Dieser wird wie 
folgt ermittelt: Verkaufspreis 80 ./. fiktiver 
Anschaffungswert 150 = ./.70. Dieser Wert 
wird nun um die Teilfreistellung von 30 Pro-
zent gekürzt, so dass ./. 49 verbleiben. Zu 
versteuern sind der fiktive Veräußerungs-
gewinn von 50 abzüglich des Verlustes von 

49. Also ist ein Gewinn von 1 zu versteuern, 
obwohl tatsächlich ein Verlust entstan-
den ist. Jüngst hat das Finanzgericht Köln 
entschieden, dass diese Besteuerung von 
fiktiven Veräußerungsgewinnen nach dem 
Investmentsteuerreformgesetz zulässig ist 
(Urteil vom 8.9.2022,15 K 2594/20). Nach 
Auffassung der Richter ist die besondere 
Art der Besteuerung auch dann rechtmä-
ßig, wenn ein Veräußerungsgewinn bei 
wirtschaftlicher Betrachtung überpropor-
tional mit Einkommensteuer belastet oder 
ein entstandener Veräußerungsverlust wie 
ein Gewinn besteuert werde. 

Praxistipp:
Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. 
Der Kläger hat gegen das Urteil Revi-
sion eingelegt, die unter dem Az. VIII R 
15/22 beim Bundesfinanzhof vorliegt. 
Bitte benachrichtigen Sie uns, wenn 
bei Ihnen ein ähnlicher Sachverhalt 
gegeben ist.

  Alle Steuerzahler

Corona: Steuererleichterungen für  
Hilfeleistungen erneut verlängert

Die aufgrund der Corona-Pandemie verord-
neten Einschränkungen sind eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforderung. Sowohl 
Bürger als auch Unternehmen engagieren 
sich für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt, für die Eindämmung der Ausbreitung 
der Pandemie und für diejenigen, für die 
die Erledigungen des Alltags plötzlich mit 
zuvor nie dagewesenen Gefährdungen 
verbunden sind. Das Bundesfinanzminis-
terium will das gesamtgesellschaftliche 
Engagement bei der Corona-Hilfe unter-
stützen und gewährt dazu „steuerliche 
Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für 
von der Corona-Krise Betroffene“. Diese 

galten zunächst für die Zeit vom 1.3.2020 
bis 31.12.2020, wurden aber mehrfach ver-
längert, zuletzt bis Ende 2022. Nunmehr 
gibt das Bundesfinanzministerium be-
kannt, dass die steuerlichen Erleichterun-
gen zur Förderung der Corona-Hilfe er-
neut verlängert werden, und zwar bis zum 
31.12.2023 (BMF-Schreiben vom 12.12.2022, IV 
C 4-S 2223/19/10003:006). Die steuerlichen 
Erleichterungen betreffen beispielsweise 
vereinfachte Zuwendungsnachweise bei 
Spenden, Spendenaktionen zugunsten der 
Corona-Hilfe, die steuerliche Behandlung 
von Zuwendungen aus dem Betriebsver-
mögen oder die Mittelverwendung von 
steuerbegünstigten Organisationen.

Hochwasser: Antrags- und Bewilligungs-
frist für Wiederaufbauhilfe verlängert

Im Sommer 2021 hat sich in Teilen Deutsch-
lands eine Flutkatastrophe historischen 
Ausmaßes mit verheerenden Auswirkun-
gen ereignet. Das Bundesministerium der 
Finanzen hat entschieden, die Antrags- und 
die Bewilligungsfrist für die Hochwasser-
hilfe 2021 um jeweils drei Jahre zu verlän-
gern (Mitteilung des BMF vom 30.11.2022). 
Mit der Entscheidung reagiert das BMF auf 
die Notlage in den Regionen. Im letzten 
Jahr hat die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Ländern das Sondervermögen 
„Aufbauhilfe 2021“ mit einem Finanzvo-
lumen von bis zu 30 Mrd. Euro für die Be-
troffenen geschaffen. Mit der nunmehr 
beschlossenen Fristverlängerung erweitert 
die Bundesregierung den zeitlichen Rah-
men für die Erfassung der Schäden durch 
die Kommunen, die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Unternehmen erheblich. Die 
betroffenen Länder sind nun aufgefordert, 
für die Umsetzung ihre Antragsverfahren 
entsprechend anzupassen und die Verwal-
tungskapazitäten zu erhöhen, so dass die 
gemeinsam beschlossenen Finanzhilfen 
zeitnah bei den Betroffenen ankommen 
können.
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